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Warnung vor neuem Verfassungsbruch
Sehr viel Gemeinsamkeit von Bundestagsparteien in der Frage 
der Bundeswehreinsätze im Innern • Von Ulrich Sander

Die CDU hält seit Jahren Schubladen-
pläne zum Einsatz der Soldaten im In-
neren bereit, geschaffen von Militärs. 
Vorige Woche wurde die Schublade mal 
wieder geöffnet. Die SPD-Minister sag-
ten: Wir verteidigen unsere Freiheit am 
Hindukusch, und die CDU echote: Und 
wir auch in Hindelang.

Für Einsätze wie am Hindukusch 
wurde im März 2014 vom Bundestag 
eine Kommission unter Leitung des 
ehemaligen Verteidigungsministers 
Volker Rühe (CDU) geschaffen, die 
der Überprüfung der Parlamentsrech-
te – sprich: ihrer Abschaffung – dient. 
Vorerst bei Auslandseinsätzen. Aber 
wenn Eile geboten ist, wird sicherlich 
ein Weg gefunden, um auch ohne Än-
derung des Grundgesetzes, nur in An-
wendung des Artikels 35 mit all seinen 
Gummiformulierungen und BVG-In-
terpretationen die Bundeswehr im In-
nern einzusetzen.

Das Bundesverfassungsgericht hat 
im Jahre 2012 den bewaffneten Einsatz 
der Bundeswehr im Landesinneren für 
verfassungsgemäß erklärt, wenn es „ka-
tastrofische“ Entwicklungen gäbe und 
wenn  – etwa beim Abschuss von an-
geblich mit Terroristen besetzen Flug-
zeugen – vorher die Regierung gefragt 
wird. Das Gericht überschritt seine 
Kompetenzen, denn die Verfassungs-
änderung – und dies ist eine – ist dem 
Bundestag mit zwei Drittel Mehrheit 
vorbehalten. Nun verlangt die CDU 
dennoch eine Verfassungsänderung 
bzw. noch militärfreundlichere Ausle-
gungen. Denn offenbar ging das Ge-
richt den Unionspolitikern und den 
hinter ihm stehenden Generälen – den 
Autoren der geplanten neuen Vertei-
digungspolitischen Richtlinien – nicht 
weit genug. Doch schon seit Jahren ok-
kupiert die Bundeswehr illegal Aufga-
ben, die mit der Verfassung nicht im 
Einklang stehen.

Es begann vor elf Jahren. Am 17. Fe-
bruar 2005 wurde das Gesetz über die 
Neuordnung der Reserve der Streitkräf-
te beschlossen. Kern des Gesetzes: Das 
Alter, bis zu dem Reservisten einberu-
fen werden können, steigt von 45 auf 
60 Jahre. Geregelt wird darin auch der 
Einsatz von Reservisten im Krieg und 
im Inneren des Landes. Petra Pau von 
der Linkspartei PDS führte aus: „Reser-
vistinnen und Reservisten sollen in den 
Umbau der Bundeswehr von einer Ver-
teidigungsarmee zu einer weltweit agie-
renden Interventionsarmee aktiv ein-
bezogen werden.“ Es handelt sich laut 
Bundeswehr um mindestens 550 000 
einsatzbereite Reservisten, und ihre 
Zahl wächst Jahr um Jahr. Pau: Mit dem 
Gesetz will man den „Einsatz der Bun-
deswehr im Inneren der Bundesrepub-
lik Deutschland vorbereiten.“ Die Regie-
rung weise „Reservistinnen und Reser-
visten entsprechende Aufgaben zu.“

Sämtliche organisatorischen und 
infrastrukturellen Voraussetzungen 
für den militärischen Einsatz im In-
neren sind schon geschaffen worden, 
ohne dass die SPD oder die Grünen 
widersprachen. Daran muss derjenige 
erinnert werden, der sich auf die voll-
mundigen Absagen der SPD an den 
neuen Unionsvorstoß verlässt. Ein sozi-
aldemokratisch geführtes Bundesland, 
und zwar Mecklenburg-Vorpommern, 
hat – und dies mit Hilfe der Linkspar-
tei (damals PDS) – beim G8-Gipfel in 
Heiligendamm 2007 die unbewaffnete 
Unschuld verloren und Truppen gegen 
Demonstranten herangeholt sowie ge-
meinsame Kommandostäbe von Bun-
deswehr und Polizei wirken lassen.

Es existieren nunmehr bundesweit 
militärgeführte Kommandostäbe der 

„Zivil-militärischen Zusammenarbeit“, 
die von allen Kommunen und Land-
kreisen klaglos hingenommen wurden. 
Dafür wurden Räume in den Rathäu-
sern und Landratsämtern geschaffen. 
Ein Oberst führt das Kommando über 
die Polizei, die Verwaltung, die Feu-
erwehr, den Technischen Hilfsdienst. 
Dazu kommt ein „Heimatschutz“, be-
stehend aus einer Reservistenarmee, 
die kurzfristig von den genannten 
Kommandostäben und vom Reservis-
tenverband zusammengerufen wird. 
Sie steht beispielsweise beim Abbau 
des Streikrechtes durch Einsatz von 
Soldaten im öffentlichen Dienst bereit. 
Und die Reservisten üben schon mal 
die Bekämpfung von Demonstranten. 
Das geht aus einer Antwort der Bun-
desregierung an die Linkspartei vom 
28. August 2009 hervor, die von Ulla 
Jelpke (MdB) so kommentiert wurde: 
„Die Bundesregierung hält sich damit 
alle Optionen für den Militäreinsatz im 
Inneren offen. Die ZMZ-Kommandos 
wirken gleichsam als militärische Vo-
rauskommandos, die schleichend in 
die zivilen Verwaltungsstrukturen ein-
sickern. Das Konzept der ZMZ läuft 
damit letzten Endes auf einen offenen 
Verfassungsbruch hinaus.“

Bundeskanzlerin Merkel hat schon 
lange festgestellt: Die Grenze zwischen 

Innerer und Äußerer Sicherheit ist nicht 
mehr da. Wo eine EU-weite Innenpoli-
tik die nationale Innenpolitik ergänzt, 
bisweilen ersetzt, da kommt es zu Bun-
deswehreinsätzen, um Grenzschutzauf-
gaben zu lösen. Allerdings an den EU-
Außengrenzen. Kein Widerspruch des 
Koalitionspartners! Schäuble und an-
dere haben die Migrationsentwicklung 
schon vor längerer Zeit als Aggression 
gegen unser Land dargestellt. Und nun 
soll diese Entwicklung militärisch be-
kämpft werden können.

Und die SPD ist bereits jetzt immer 
dabei. Auch die „rot-grünen“ Länder 
haben Vereinbarungen mit der Bundes-
wehr geschlossen, welche die militaris-
tische Durchdringung des Bildungswe-
sens ermöglichen. Bereits Jugendliche 
ab 15 Jahren werden mit Einladungen 
zu Werbeshows überhäuft, auf die mili-
tärische Berufswahl eingestellt und von 
Jugendoffizieren indoktriniert.

Die SPD-regierten Länder Rhein-
land-Pfalz und Nordrhein-Westfalen 
lassen unwidersprochen Kampfdroh-
nenkriege von ihrem Gebiet zu, be-
ziehungsweise dulden sie ihre Vorbe-
reitung in Ramstein und Kalkar. Ende 
Januar 2010 fand in Nordrhein-Westfa-
len unter Beteiligung der Bundeswehr 
die Katastrophenschutzübung LÜKEX 
statt, die man besser als Bürgerkriegs-
manöver bezeichnen sollte. Tausende 
Polizei- und Bundeswehrangehörige 
übten gemeinsam den Kampf „gegen 
den inneren Feind“. Nie aufgeklärt wur-
de der Absturz eines „Terroristenflug-
zeugs“ auf nordrhein-westfälischem 
Territorium nach einem Zusammen-
stoß mit Bundeswehrflugzeugen am 
23. Juni 2014 über dem Sauerland; alle 
drei Flugzeuge wurden von Kalkar aus 
dirigiert. Solche Abschüsse aus eige-
ner militärischer Anmaßung heraus 
sind verfassungswidrige Handlungen, 
wie Karlsruhe im März 2012 feststellte 
(BVG 2 PBvU1/11). Und verfassungs-
widrig sind die neuen Pläne der CDU/
CSU ebenfalls, welche derzeit – die Ter-
rordebatte und die Flüchtlingskrise nut-
zend – von „der Mitte“ vorangetrieben 
werden.

Antifaschisten verurteilten die Plä-
ne der Union zum Bundeswehreinsatz 
im Innern und forderten die Gewerk-
schaften auf, bei ihrer Opposition zum 
Verfassungsbruch durch die Bundes-
wehr zu bleiben und sich aktiv einzu-
mischen. Die VVN-BdA erklärte: Der 
Terrorismus muss mit rechtsstaatlichen, 
auch polizeilichen Mitteln bekämpft 
werden. Die militärischen „Kriege ge-
gen den Terror“ haben weltweit die Ge-
fahren nicht gebannt, sondern erhöht. 
Das wurde auch in den letzten Monaten 
in Europa wieder deutlich.

Ulrich Sander ist Bundessprecher der 
VVN-BdA

Bereiten sich Sicherheitsbehörden auf 
Unruhen und Aufstände in Deutschland 
und Europa vor? Rolf Gössner, Anwalt, 
Publizist und Vizepräsident der Inter-
nationalen Liga für Menschenrechte, 
befürchtet eine problematische und 
folgenschwere Entwicklung. Auf einer 
Tagung der International Association Of 
Lawyers Against Nuclear Arms (IALANA) 
vor kurzem in Wiesbaden, sprach Rolf 
Gössner über eine „schleichende Mi-
litarisierung der Inneren Sicherheit.“ 
Gössner ging dabei auf eine sechs Qua-
dratkilometer große Übungsstadt der 
Bundeswehr ein, die derzeit in Sachsen-
Anhalt entsteht und zur Übung des mi-
litärischen Straßen- und Häuserkampfs 
im „urbanen Ballungsraum“ dienen soll.
Nachdem die Stadt mit Namen 
„Schnöggersburg“ fertiggestellt ist, 
„werden Bundeswehr-, EU- sowie NA-
TO-Kampfverbände gemeinsam den 
‚asymmetrischen‘ Krieg und Häuser-

kampf in Großstädten proben – für 
bewaffnete Konflikte der Zukunft, für 
Auslandseinsätze, aber auch für künf-
tige Bürgerkriegs- und Militäreinsätze 
in europäischen Städten und im Innern 
des Landes“ , erklärt Gössner in einem 
Telepolis-Interview.
Er befürchtet, dass angesichts einer 
stärker werdenden sozialen Spaltung 
in Europa derzeit sowohl auf geheim-
dienstlicher als auch auf militärischer 
Ebene vorgeplant wird, um gegebe-
nenfalls gegen drohende Aufstände 
in den Bevölkerungen gewappnet zu 
sein. Gössner kritisiert eine Politik, die 
die möglicherweise bevorstehenden 
Konflikte als reine „Sicherheitsproble-
me“ betrachtet, aber die sozialen und 
ökonomischen Faktoren und Ursachen 
für Missstände, die zu Unruhen und 
Aufständen, auch zu Kriminalität, Ge-
walt und Terror führen könnten, nicht 
entschärft und bekämpft.  R. G.

Kommentar von Olaf Harms

Über TTIP hinaus …
An diesem Wochenende werden sich 
wieder tausende Gewerkschafterin-
nen und Gewerkschafter sowie um 
ihre Lebensbedingungen besorgte 
Menschen auf den Weg gemacht ha-
ben – dieses Mal in Hannover – um 
gegen Freihandelsabkommen wie 

zum Beispiel TTIP, CETA oder TISA 
zu demonstrieren.

Es ist gut, dass den Regierenden 
der einflussreichsten imperialisti-
schen Staaten USA und Deutschland 
vor Augen geführt wird, dass die Men-
schen dieses Landes Freihandelsab-
kommen, die ausschließlich dem Ka-
pital und dessen Gier nach Profitma-
ximierung dienen, nicht wollen. Denn 
darum geht es bei diesen Freihandels-
abkommen: Sogenannte Handels-
hemmnisse, wie zum Beispiel Arbeits- 
und Sozialstandards, aber auch Um-
weltschutzrichtlinien und gesicherte 
medizinische Verfahren, sollen besei-
tigt werden. Stattdessen sollen diese 
Bedingungen durch Vertreter der Mo-
nopole und des Großkapitals neu zu 
ihren Gunsten definiert werden. Um 
dieses Ziel zu erreichen, arbeiten sie 
international Hand in Hand. Wenn sie 

es jedoch erreicht haben, dann stehen 
sie sich als erbitterte Gegner auf den 
Märkten dieser Welt gegenüber.

Leidtragende werden die Men-
schen sein. Sie können sich dann da-
rauf einstellen, dass sie für „wettbe-
werbsgerechte Preise“ auf Lohnbe-
standteile verzichten müssen oder 
aber im dann einsetzenden Run auf 
möglichst breite Privatisierungen öf-
fentlicher Dienstleistungen und Da-
seinsvorsorge, wie zum Beispiel Bil-
dung, Gesundheit oder Wasser und 
Energie, höhere Preise zahlen müs-
sen. Ganz zu schweigen von privaten 
Schiedsgerichten, in denen das Ka-
pital dann Profite in Millionenhöhe 
einklagt, wenn ein Staat es wagt, die 
Lebensbedingungen seiner Menschen 
zum Beispiel durch einen Mindest-
lohn zu verbessern.

Bereits im Herbst letzten Jahres 
haben 250 000 Menschen in Berlin ge-
gen TTIP und Co. demonstriert, wur-
den unter einer selbstorganisierten 
europäischen Bürgerinitiative Milli-
onen Unterschriften gesammelt. Mit 
der Demonstration an diesem Wo-
chenende in Hannover zeigen wir, 
dass wir weiterhin aktiv sein werden, 
bis diese Freihandelsabkommen vom 
Tisch sind. Die Kommunistinnen und 
Kommunisten in der DKP werden 
diese Aktivitäten weiterhin unter-
stützen. Dabei werden wir nicht ver-
schweigen, dass der Kampf um besse-
re Arbeits- und Lebensbedingungen 
letztendlich der Kampf gegen das Pri-
vateigentum an Produktionsmitteln 
und die Ausbeutung des Menschen 
durch den Menschen ist. Nicht nur die 
Freihandelsabkommen müssen vom 
Tisch, sondern auch der Kapitalismus.

Olaf Harms ist Sekretär für Betriebs- 
und Gewerkschaftspolitik im Partei-
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CETA: Trotz Verbesserungen bleiben Probleme
Das Handelsabkommen zwischen der 
EU und Kanada (CETA) steht kurz 
vor dem Ratifizierungsprozess in den 
Parlamenten. Der DGB hatte bereits 
Ende 2014 eine ablehnende Position 
zum veröffentlichten CETA-Verhand-
lungsergebnis beschlossen und Nach-
verhandlungen gefordert. Kritisiert 
wurde insbesondere:
H dass CETA ein problematisches In-
vestitionsschutzkapitel und spezielle 
Klagerechte von Investoren gegen 
Staaten beinhaltete,
H dass CETA keine effektiv durch-
setzbaren Regeln zum Schutz und zur 
Verbesserung von Arbeitnehmerrech-
ten enthielt,
H dass CETA bei der Dienstleistungs-
liberalisierung einen Negativlistenan-
satz verfolgte und öffentliche Dienst-
leistungen nicht ausreichend schützte.
Unter dem Druck der öffentlichen 
Kritik ist es seitdem – im Zuge der 

„Rechtsförmlichkeitsprüfung“ und 
ohne die Verhandlungen selbst wie-
der aufzunehmen – zu Veränderun-
gen im CETA-Text gekommen. Eine 
Analyse dieser Veränderungen zeigt: 
Kritikpunkte wurden teilweise aufge-
nommen und es hat Verbesserungen 
gegeben. Zahlreiche Probleme blei-
ben aber auch im jetzt zur Abstim-
mung stehenden CETA-Abkommen 
bestehen.

Der DGB lehnt Freihandel nicht 
ab. Insgesamt entspricht der CETA-
Text trotz Verbesserungen noch nicht 
den gewerkschaftlichen Anforderun-
gen an ein zustimmungsfähiges Ab-
kommen. Aus Sicht des DGB  muss 
deshalb an verschiedenen Stellen 
durch die EU-Kommission weiter 
nachverhandelt werden. …
(Auszüge aus der Stellungnahme des 
Deutschen Gewerkschaftsbundes 
vom 5. April 2016)
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